Textgegenuberstellung (Kunsttext?)

Stand: 28.09.2020

LGBI.Nr. 84/2012, 53/2014, 29/2015, 93/2016, 11/2020, xx

6. Unterabschnitt
Energieeinsparung und Warmeschutz, Elektromobilitat

840
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Unterabschnitts ist:

a) groRere Renovierung: eine Renovierung, bei der mehr als 25% der Geb&udehille einer
Renovierung unterzogen werden, es sei denn, die Gesamtkosten der Renovierung der
Gebdudehille und der gebdudetechnischen Systeme betragen weniger als 25% des
Gebdudewertes; der Wert des Grundstuicks, auf dem das Geb&ude errichtet wurde, wird hierbei
nicht mitgerechnet;

b) Neubau: die Errichtung eines neuen Gebdudes, auch wenn nach dem Abbruch oder der
Zerstbrung eines Gebdudes Teile davon, wie Fundamente oder tragende Bauteile,
weiterverwendet werden; ein Zubau mit einer Netto-Grundflache von mehr als 100 m2 gilt als
Neubau;

¢) Niedrigstenergiegebdude: ein Gebdude, das eine sehr hohe, nach Anhang | der Richtlinie
2010/31/EU zu bestimmende Gesamtenergieeffizienz aufweist; der fast bei Null liegende oder
sehr geringe Energiebedarf wird nach Mdglichkeit zu einem ganz wesentlichen Teil durch
erneuerbare  Energien  gedeckt;  Niedrigstenergiegebdude  entsprechen  hinsichtlich
Heizwérmebedarf (HWB), Primarenergiebedarf (PEB) und Kohlendioxidemissionen (COj)
mindestens  den  Anforderungen  des  ,,OIB-Dokuments  zur  Definition  des
Niedrigstenergiegebdudes und zur Festlegung von Zwischenzielen in einem ,Nationalen Plan“
geméal Artikel 9 (3) zu 2010/31/EU* vom 28. Mérz 2014 an die Gesamtenergieeffizienz fiir das
Jahr 2020; das OIB-Dokument ist im Internet auf der Homepage des OIB (www.oib.or.at) und
auf der Homepage des Landes Vorarlberg (www.vorarlberg.at) abrufbar-;

d) kombinierte Raumheizungs- und Liftungsanlage: mit der Heizungsanlage verbundene oder
koordinierte Liftungsanlage;

e) gebaudetechnisches System: die technische Ausriistung eines Gebaudes oder Gebaudeteils fiir
Raumheizung, Raumkihlung, Liftung, Warmwasserbereitung fiir den hauslichen Gebrauch,
eingebaute Beleuchtung, Gebdudeautomatisierung und -steuerung oder Elektrizitatserzeugung am
Gebaudestandort oder fiir eine Kombination derselben, einschlieBlich Systemen, die Energie aus
erneuerbaren Quellen nutzen;

f) Ladepunkt: eine Schnittstelle, an der zur selben Zeit nur ein elektrisch betriebenes mehrspuriges
Kraftfahrzeug (Elektrofahrzeug) aufgeladen oder nur eine Batterie eines Elektrofahrzeugs
ausgetauscht werden kann;

g) Leitungsinfrastruktur: Leerverrohrung oder Kabeltrassen fiir Elektrokabel, Schaltschranke oder
Platzreserven fiir _Schaltschranke u. dgl., um die Errichtung von Ladepunkten fir
Elektrofahrzeuge zu erméglichen.

8 40a
Allgemeine Anforderungen

(1) Bauwerke und all ihre Teile missen so geplant und ausgefiihrt sein, dass die bei der Verwendung
bendtigte Energiemenge nach dem Stand der Technik begrenzt wird. Auszugehen ist von der

1 Die beabsichtigten Anderungen sind im Korrekturmodus ersichtlich gemacht.
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bestimmungsgemélen Verwendung des Bauwerks; die damit verbundenen Bediirfnisse (insbesondere
Heizung, Warmwasserbereitung, Kithlung, Liftung, Beleuchtung) sind zu beriicksichtigen.

(2) Bei der Beurteilung, ob die Energiemenge geméal Abs. 1 nach dem Stand der Technik begrenzt

wird, ist insbesondere Bedacht zu nehmen auf

a) Art und Verwendungszweck des Bauwerks,

b) Gewdhrleistung eines dem Verwendungszweck entsprechenden Raumklimas; insbesondere sind
ungiinstige Auswirkungen, wie unzureichende Beluftung oder sommerliche Uberwarmung, zu
vermeiden,

c) die VerhéltnismaRigkeit von Aufwand und Nutzen hinsichtlich der Energieeinsparung.

(3) Bei einer grofleren Renovierung gelten die Abs. 1 und 2 nicht nur fir die Bauteile, die
Gegenstand der Renovierung sind, sondern fiir das gesamte bereits rechtmaRig bestehende Bauwerk.

(4) Fir Gebaude und Gebaudeteile, die als Teil eines ausgewiesenen Umfelds oder aufgrund ihres
besonderen architektonischen oder historischen Werts offiziell geschiitzt sind, gelten die Anforderungen
nach Abs. 1 bis 3 nicht, soweit die Einhaltung dieser Anforderungen eine unannehmbare Verdnderung
ihrer Eigenart oder ihrer duBBeren Erscheinung bedeuten wirde.

(5) Fir folgende Gebaude und Gebéaudeteile gelten die Anforderungen der Abs. 1 bis 3 nicht:

a) Gebéude, die nur frostfrei gehalten werden, d.h. mit einer Raumtemperatur von nicht mehr als
+5 °C, sowie nicht konditionierte Gebdaude,

b) provisorische Geb&ude mit einer Nutzungsdauer bis einschlieBlich zwei Jahren,

¢) Wohngebaude, die nach ihrer Art nur fur die Benutzung wahrend eines begrenzten Zeitraums je
Kalenderjahr bestimmt sind und deren voraussichtlicher Energiebedarf wegen dieser
eingeschrankten Nutzungszeit unter einem Viertel des Energiebedarfs bei ganzjéhriger
Benutzung liegt; dies gilt jedenfalls als erftllt fur Wohngebaude, die zwischen 1. November und
31. Mérz an nicht mehr als 31 Tagen genutzt werden,

d) Geb&ude fir Industrieanlagen und Werkstatten sowie landwirtschaftliche Nutzgebdude, bei denen
jeweils der Uberwiegende Anteil der Energie fir die Raumheizung und Raumkihlung jeweils
durch Abwarme abgedeckt wird, die unmittelbar im Geb&ude entsteht,

e) Gebdude, die fur Gottesdienst und religiose Zwecke genutzt werden,

f) frei stehende Gebédude mit weniger als 50 m2 Netto-Grundflache; die Anforderungen nach § 41a
sind jedoch einzuhalten,

g) konditionierte Gebdude, die keiner Gebdudekategorie nach Punkt 3 der OIB-Richtlinie 6,
Energieeinsparung und Warmeschutz, Ausgabe Marz 2015, zugeordnet werden konnen; die
Anforderungen nach § 41a sind jedoch einzuhalten.

§41
OIB-Richtlinie 6, Anforderungen an die Gesamtenergieeffizienz

(1) Den im § 40a Abs. 1 bis 3 festgelegten Anforderungen wird entsprochen, wenn der § 41a und die
OIB-Richtlinie 6, Energieeinsparung und Warmeschutz, Ausgabe Marz 2015, eingehalten werden; der
Punkt 4.5 der OIB-Richtlinie 6 ist jedoch nicht anzuwenden; die Berechnung der Energiekennzahlen hat
gemaR dem im Internet auf der Homepage des Osterreichischen Instituts fiir Bautechnik (www.oib.or.at)
veroffentlichten Leitfaden Energietechnisches Verhalten von Gebduden (OIB-Leitfaden), Ausgabe Mérz
2015, auf den in der OIB-Richtlinie 6 verwiesen wird, zu erfolgen.

(2) Abweichend von Punkt 4.1 erster Absatz der OIB-Richtlinie 6 erfolgt der Nachweis der
Erflllung der Anforderungswerte HWBRrer, PEB und CO; fir das Standortklima. Abweichend von Punkt
4.1 zweiter Absatz der OIB-Richtlinie 6 erfolgt der Nachweis der Erfiillung der Anforderungen
ausschlieBlich unter Heranziehung der Anforderungswerte HWBRges oder LEK, PEB und CO; (Abs. 3 bis
7).

(3) Abweichend von Punkt 4.2.1 der OIB-Richtlinie 6 sind bei Neubau von Wohngebauden
ausschlieBlich folgende Anforderungen bezogen auf den hdchstzuldssigen jéahrlichen Referenz-
Heizwérmebedarf (HWBRger) in Abhangigkeit von der Geometrie (charakteristische Lange I), auf den
héchstzuldssigen jéhrlichen Primarenergiebedarf (PEB) und auf die hochstzuldssigen jahrlichen
Kohlendioxidemissionen (CO,), jeweils pro m? konditionierter Brutto-Grundfl&che, einzuhalten:

HWBRet in [kKWh/(m?a)] PEB in [kWh/(m?a)] CO; in [kg/(m?a)]
14,00 x (1+3/1) 165 24

Seite 2 von 10



(4) Abweichend von Punkt 4.2.2 der OIB-Richtlinie 6 sind bei Neubau von Nicht-Wohngeb&uden
der Gebaudekategorien 1 bis 12 ausschlieBlich folgende Anforderungen bezogen auf die hdchstzulassigen
Transmissionswéarmeverluste nach den Linien Europdischer Kriterien (LEK), auf den hdchstzuldssigen
jahrlichen Priméarenergiebedarf (PEB) und auf die hdchstzuldssigen jahrlichen Kohlendioxidemissionen
(COy), hinsichtlich PEB und CO; pro m2 konditionierter Brutto-Grundflache, einzuhalten:

LEK PEB in [kWh/(m?2a)] COy in [kg/(m?2a)]
25 190 30

Die Anforderungen an PEB und CO; gelten fir Birogebdude. Fir andere Nicht-Wohngebdude gelten
analoge Anforderungen in Abhéangigkeit von deren Nutzungsprofilen; diese Werte dirfen im Falle
notwendiger Raumlufttechnik und Kihltechnik im Ausmal} von 65 kWh/(m?2a) bei PEB bzw. 11 kg/(m?2a)
bei CO; Uberschritten werden. Die Anforderungen an PEB und CO; beziehen sich auf eine Geschosshéhe
von 3 m.

(5) Abweichend von Punkt 4.2.1 der OIB-Richtlinie 6 sind bei groRerer Renovierung von
Wohngebaduden ausschlieflich folgende Anforderungen bezogen auf den hdchstzuldssigen jéhrlichen
Referenz-Heizwarmebedarf (HWBRger) in Abhdngigkeit von der Geometrie (charakteristische Lénge I),
auf den hochstzuléssigen jéhrlichen Primérenergiebedarf (PEB) und auf die hdchstzuldssigen jahrlichen
Kohlendioxidemissionen (CO,), jeweils pro m? konditionierter Brutto-Grundfl&che, einzuhalten:

HWBRet in [KWh/(m?2a)] PEB in [kWh/(m?a)] CO; in [kg/(m?a)]
21,00 x (1+2,5/1¢) 210 34

(6) Abweichend von Punkt 4.2.2 der OIB-Richtlinie 6 sind bei groRerer Renovierung von Nicht-
Wohngebduden der Gebdudekategorien 1 bis 12 folgende Anforderungen bezogen auf die
héchstzulassigen Transmissionswéarmeverluste nach den Linien Europaischer Kriterien (LEK), auf den
héchstzulassigen jahrlichen Primarenergiebedarf (PEB) und auf die hdéchstzuldssigen jahrlichen
Kohlendioxidemissionen (CO>), hinsichtlich PEB und CO, pro m? konditionierter Brutto-Grundflache,
einzuhalten:

LEK PEB in [kWh/(m?2a)] COs in [kg/(m?2a)]
30 260 42

Der Abs. 4 zweiter, dritter und vierter Satz ist sinngemal anzuwenden.

(7) Die Anforderungen an den Referenz-Heizwarmebedarf (HWBger), den Primérenergiebedarf
(PEB) und die Kohlendioxidemissionen (CO;) nach den Abs. 3 bis 6 beziehen sich auf das Referenzklima
geméR OIB-Leitfaden. Fir Standorte mit mehr als 3.600 Heizgradtagen (HGT) ergeben sich die
Anforderungen an den Referenz-Heizwarmebedarf (HWBkgef), den Primérenergiebedarf (PEB) und die
Kohlendioxidemissionen (CO,) in Anwendung folgender Formel (Klimakorrektur):

Anforderungstandortklima = AnforderungReferenzklima X (3600+0,33 X (HGTS’(andon = 3600)) /3600
HGT: Heizgradtagezahl 20/12 gema’ ONORM B 8110-5

(8) Die Anforderungen nach den Punkten 4.3 und 5.2 der OIB-Richtlinie 6 sind auch erfillt

a) bei Neubau von Wohngebauden, deren jahrliche Kohlendioxidemissionen den Wert von
13 kg/(m2a) konditionierter Brutto-Grundflache nicht Gberschreiten;

b) bei gréRerer Renovierung von Wohngebauden, deren jahrliche Kohlendioxidemissionen den
Wert von 17 kg/(m2a) konditionierter Brutto-Grundflache nicht iberschreiten.

(9) Abweichend von Punkt 4.8 der OIB-Richtlinie 6 gilt der sommerliche Warmeschutz fur
Wohngebaude bei Verwendung von auBen liegenden Jalousien, Raffstoren, Rollladen oder Fensterladen
jedenfalls als erfillt.

(10) Abweichend von Punkt 5 der OIB-Richtlinie 6 dirfen bei Neubau von Gebduden elektrische
Direkt-Widerstandsheizungen nicht als Hauptheizungssystem eingebaut und eingesetzt werden.
Ausgenommen sind Gebdude, deren Kohlendioxidemissionen die Anforderungen nach Abs. 8 lit. a nicht
Uberschreiten.
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(11) Abweichend von Punkt 5.2.2 der OIB-Richtlinie 6 miissen elektrisch betriebene Warmepumpen
eine Gesamtjahresarbeitszahl von zumindest 3 aufweisen.

(12) Fir den Ausweis Uber die Gesamtenergieeffizienz (Energieausweis) gelten die Anforderungen
nach 8§ 4 der Baueingabeverordnung.

§4la
Anforderungen an warmetbertragende Bauteile

Bei der Errichtung oder Renovierung eines Gebaudes oder Gebaudeteiles sowie bei der Erneuerung eines
Bauteiles bei konditionierten Raumen dirfen folgende Wéarmedurchgangskoeffizienten (U-Werte) bei
nachstehend genannten, warmelbertragenden Bauteilen nicht iberschritten werden:

U-Wert [W/m?K]

Bauteil Standard Kleinflache?

1 | WANDE gegen AuBenluft 0,30 0,40

2 | WANDE gegen unbeheizte oder nicht ausgebaute Dachriume 0,30 0,40

3 WANDE gegen unbeheizte, frostfrei zu haltende Gebaudeteile 0.60
(ausgenommen Dachrdume) sowie gegen Garagen ’

4 | WANDE erdberiihrt 0,40

5 | WANDE (Trennwande) zwischen Wohn- oder Betriebseinheiten 0,90

6 WANDE gegen andere Bauwerke an Grundstiicks- bzw. 0.50
Bauplatzgrenzen ’

7 WANDE  (Zwischenwinde) innerhalb von Wohn- und .
Betriebseinheiten

8 | TRANSPARENTE BAUTEILE gegen AuBenluft?® 1,40
VERTIKALE TRANSPARENTE BAUTEILE gegen AuRenluft

8a bei verglasten teilkonditionierten R&umen mit einer Netto- 1,70

Grundflache von weniger als 50 m2 und einer vorgesehenen
Raumtemperatur von unter 20 °C

HORIZONTALE TRANSPARENTE BAUTEILE gegen
8b AuBenluft bei verglasten teilkonditionierten Raumen mit einer 2.00

Netto-Grundflaiche von weniger als 50 m2 und einer
vorgesehenen Raumtemperatur von unter 20 °C

9 DA_CHFLACHENFEN"STER und sonstige transparente Bauteile 1,70
horizontal oder in Schrédgen gegen AuBenluft?

10 'él;gtl(jseig:zENTE BAUTEILE vertikal gegen unbeheizte 250

11 | TUREN unverglast, gegen AuRenluft? 1,70

12 | TUREN unverglast, gegen unbeheizte Gebaudeteile? 1,70

13 | TORE Rolltore, Sektionaltore u.dgl. gegen AuRenluft 2,50

14 | INNENTUREN 2,50

15 DECKEN un__d DACHSCHRAGEN jeweil__s gegen AuRenluft und 0,20 0,30
gegen Dachrdume (durchliftet oder ungeddmmt)

16 | DECKEN gegen unbeheizte Gebéudeteile 0,40

17 | DECKEN gegen getrennte Wohn- und Betriebseinheiten 0,90

18 | DECKEN innerhalb von Wohn- und Betriebseinheiten :

19 | DECKEN iiber AuBenluft (z.B. iiber Durchfahrten, Parkdecks) 0,20 0,30

20 | DECKEN gegen Garagen 0,30

21 | BODEN erdberiihrt 0,40

Fur Dachschrégen mit einer Neigung von mehr als 60° gegeniiber der Horizontalen gelten die jeweiligen
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Anforderungen fir Wande.

! Die Anforderungen an kleinflachige Bauteile diirfen angewendet werden, wenn die Summe dieser
Bauteilflachen 50 m? sowie 10 % der konditionierten Hillfliche nicht Uberschreitet. Die ONORM B
8110-2 (Kondensatfreiheit) ist unbeschadet dessen einzuhalten.

2 Bezogen auf ein PriifnormmaR von 1,23 m x 1,48 m.

3 Zu den transparenten Bauteilen zahlen Fenster, Fenstertiiren, verglaste Tiiren und sonstige transparente
Bauteile.

4 Die Konstruktion ist auf ein Prufnormmal von 1,23m x 1,48 m zu beziehen, wobei die
Symmetrieebenen an den Rand des PriifnormmaRes zu legen sind.

§ 41b
Niedrigstenergiegebaude

(1) Neue Gebdude, deren Innenraumklima unter Einsatz von Energie konditioniert wird, sind als
Niedrigstenergiegebdude (§ 40 lit. ¢) zu errichten; diese Anforderung gilt nicht fiir Gebdude nach § 40
Abs. 5 und Geb&ude, bei denen die Kosten-Nutzen-Analyse Uber die wirtschaftliche Lebensdauer des
Gebaudes negativ ausféllt.

(2) Der Abs. 1 gilt fir nachstehende Geb&ude, die nach dem 31. Dezember 2018 baurechtlich
bewilligt werden:

a) Geb&ude im Eigentum des Landes;

b) Gebdude der Gemeinde oder einer landesgesetzlich geregelten Einrichtung, sofern sie der
Unterbringung von Behdrden oder 6ffentlichen Amtern dienen.

(3) Der Abs. 1 gilt fir Gebaude, die nicht unter Abs. 2 fallen und nach dem 31. Dezember 2020
baurechtlich bewilligt werden.

§41c
Gebéaudetechnische Systeme

(1) Bei _der Installation neuer gebaudetechnischer Systeme sowie bei der Ersetzung und
Modernisierung von gebaudetechnischen Systemen sind die Systemanforderungen nach Punkt 4.11 in
Verbindung  mit  Punkt 8 der OIB-Richtlinie 6, Ausgabe April 2019, betreffend die
Gesamtenergieeffizienz, die ordnungsgemaRe Installation und angemessene Dimensionierung,
Einstellung und Steuerung einzuhalten. Dies gilt nur, sofern diese Anforderungen technisch, funktionell
und wirtschaftlich realisierbar sind.

(2) Neue konditionierte Gebaude oder Gebaudeteile sind, sofern technisch und wirtschaftlich
realisierbar, mit selbstregulierenden Einrichtungen zur Regelung der Temperatur auszustatten, die sich
auf einen oder mehrere Rdume beziehen (zonenweise Temperaturregelung). Dies gilt sinngemall bei
nichtkonditionierten Gebauden, die zu konditionierten Gebduden umgebaut werden.

(3) In bestehenden Gebauden ist bei einem Austausch des Warmeerzeugers eine selbstrequlierende
Einrichtung zur separaten Regelung der Temperatur in jedem Raum, sofern technisch und wirtschaftlich
realisierbar, zu installieren; werden die HWB- bzw. LEK-Anforderungen gemaR § 41 Abs. 5 bzw. Abs. 6
eingehalten, kann das Gebaude auch mit einer zonenweisen Temperaturregelung ausgestattet werden. Ist
ein_Gebaude mit _mehreren Warmeerzeugern ausgestattet, die voneinander unabhangig sind und
verschiedene Bereiche bedienen, ist diese Anforderung nur auf die Bereiche anzuwenden, die von dem
ausgetauschten Warmeerzeuger bedient werden.

(4) Nicht-Wohngebaude mit_einer Nennleistung fiir eine Heizungsanlage oder eine kombinierte
Raumheizungs- und Luftungsanlage bzw. fir eine Klimaanlage oder eine kombinierte Klima- und
Luftungsanlage von mehr als 290 kW sind, sofern technisch und wirtschaftlich realisierbar, bis zum 1.
Janner 2025 mit Systemen fiir die Gebaudeautomatisierung und -steuerung auszuriisten. Die Systeme fiir
die Gebaudeautomatisierung und -steuerung missen in der Lage sein,

a) den Energieverbrauch kontinuierlich zu Uberwachen, zu protokollieren, zu analysieren und

dessen Anpassung zu ermdglichen;

b) Benchmarks in Bezug auf die Energieeffizienz des Gebaudes aufzustellen, Effizienzverluste von
gebaudetechnischen Systemen zu erkennen und die fiir die Einrichtungen oder das
gebdudetechnische Management zustdndige Person iber mdgliche Verbesserungen der
Energieeffizienz zu informieren;
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c) die_ Kommunikation zwischen miteinander verbundenen gebaudetechnischen Systemen und
anderen Anwendungen innerhalb des Gebaudes zu erméglichen; und

d) den gemeinsamen Betrieb mit anderen Typen gebaudetechnischer Systeme zu ermdglichen, auch
bei unterschiedlichen herstellereigenen Technologien, Gerdten und Herstellern.

841d

Bewertung und Dokumentation

(1) Bei der Installation, Ersetzung oder Modernisierung eines gebdudetechnischen Systems ist die
Gesamtenergieeffizienz des verdnderten Teils oder, sofern relevant, des gesamten veranderten Systems
vom Verfligungsberechtigten der Anlage durch eine qualifizierte Person bewerten zu lassen; § 47 Abs. 2
gilt sinngemaR. Ausgenommen davon sind Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten sowie die Ersetzung
einer kleineren Systemkomponente. Als relevant im Sinne des ersten Satzes gilt, wenn

a) ein neues gebdudetechnisches System installiert wird; oder
b) das gesamte geb&udetechnische System ausgetauscht wird; oder

c) ein Teil oder mehrere Teile eines gebaudetechnischen Systems einer gréBeren Modernisierung
unterzogen werden, die die Gesamtenergieeffizienz dieses Systems wesentlich beeinflussen
konnen.

(2) Die Ergebnisse der Bewertung gemal Abs. 1 sind zu dokumentieren und an den Eigentiimer und
den Verfligungsberechtigten des Gebaudes zu tibermitteln, sodass sie weiter zur Verfligung stehen und fiir
die Uberpriifung der Einhaltung der Mindestanforderungen gemaR § 41c Abs. 1 und fiir die Erstellung
eines Energieausweises verwendet werden kénnen. Der Eigenttimer hat die Ergebnisse der Bewertung
mindestens vier Jahre aufzubewahren.

8§42
Energieausweis bei Gebauden mit starkem Publikumsverkehr

(1) Bei Gebduden, in denen mehr als 500 m?2 konditionierter Brutto-Grundflache starken
Publikumsverkehr aufweisen, sind die beiden ersten Seiten des Energieausweises nach § 4 Abs. 2 lit. a
und b und §4 Abs. 3 lit.a und b der Baueingabeverordnung an einer gut sichtbaren Stelle (z.B. im
Bereich des Haupteinganges) auszuhéngen, sofern ein Energieausweis vorhanden ist.

(2) Bei Gebéauden, in denen mehr als 500 m? — ab dem 9. Juli 2015 mehr als 250 m2 — der
konditionierten Brutto-Grundflache fiir Behorden und Amter genutzt werden und die starken
Publikumsverkehr aufweisen, sind die beiden ersten Seiten eines hochstens zehn Jahren alten
Energieausweises nach § 4 Abs. 2 lit. a und b und 8 4 Abs. 3 lit. a und b der Baueingabeverordnung an
einer fiir die Offentlichkeit gut sichtbaren Stelle (z.B. im Bereich des Haupteinganges) anzubringen.

(3) Der Eigentimer oder sonst Verfligungsberechtigte eines Gebdudes nach Abs. 2 soll innerhalb
von zehn Jahren ab Ausstellung des Energieausweises soweit maglich den im Energieausweis enthaltenen
Empfehlungen nachkommen.

§ 42a
Elektromobilitat

(1) Beim Neubau eines Wohngebédudes mit mehr als zehn Stellplatzen ist jeder Stellplatz mit einer
geeigneten Leitungsinfrastruktur fiir die Errichtung von Ladepunkten fiir Elektrofahrzeuge auszustatten,
sofern sich die Stellplatze innerhalb des Gebéudes befinden oder an das Gebaude angrenzen.

(2) Bei_einem Wohngebdude mit mehr _als zehn Stellplatzen, das einer gréReren Renovierung
unterzogen wird, ist jeder Stellplatz mit einer geeigneten Leitungsinfrastruktur fir die Errichtung von
Ladepunkten fiir Elektrofahrzeuge auszustatten, sofern

a) die Stellplatze sich innerhalb des Gebaudes befinden und die Renovierungsmanahmen die
Stellplatze oder die elektrische Infrastruktur des Gebaudes mit umfassen; oder

b) die Stellplédtze an das Gebaude angrenzen und die RenovierungsmaBnahmen die Stellplatze oder
die elektrische Infrastruktur der Stellplatze mit umfassen.

Dies qgilt nicht, wenn die Kosten fiir die Errichtung der Leitungsinstallationen 7 % der Gesamtkosten der
groReren Renovierung des Wohngebéaudes tibersteigen.

(3) Beim Neubau eines Nicht-Wohngebaudes mit mehr als zehn Stellplatzen ist mindestens ein
Ladepunkt mit einer Leistung von mindestens 22 kW zu errichten sowie mindestens jeder fiinfte
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Stellplatz_mit_einer geeigneten Leitungsinfrastruktur _fiir _die Errichtung von Ladepunkten fiir
Elektrofahrzeuge auszustatten.

(4) Bei einem Nicht-Wohngebdude mit mehr als zehn Stellplatzen, das einer gréBeren Renovierung
unterzogen wird, ist mindestens ein Ladepunkt mit einer Leistung von mindestens 22 kW zu errichten
sowie mindestens jeder fiinfte Stellplatz mit einer geeigneten Leitungsinfrastruktur fiir die Errichtung von
Ladepunkten fir Elektrofahrzeuge auszustatten, sofern

a) die Stellpldtze sich innerhalb des Gebaudes befinden und die Renovierungsmalnahmen die
Stellplatze oder die elektrische Infrastruktur des Gebdudes mit umfassen; oder

b) die Stellplatze an das Geb&ude angrenzen und die RenovierungsmalRnahmen die Stellplatze oder
die elektrische Infrastruktur der Stellplatze mit umfassen.

Dies gilt nicht, wenn die Kosten fiir die Errichtung der Lade- und Leitungsinstallationen 7 % der
Gesamtkosten der groReren Renovierung des Nicht-WWohngebaudes bersteigen.

(5) Bei einem Gebéaude, das sowohl als Wohn- als auch als Nicht-Wohngebadude dient, gelten fiir den
Teil des Wohngebéudes die Abs. 1 und 2 und fir den Teil des Nicht-Wohngebadudes die Abs. 3 und 4
sinngemaR.

(6) Bei rechtmaRig bestehenden Nicht-Wohngebduden mit mehr als 20 Stellplatzen ist bis zum 1.
Janner 2025 mindestens ein Ladepunkt mit einer Leistung von mindestens 22 kW zu errichten.
Ausgenommen davon sind Gebéude, die sich im Eigentum von kleinen und mittleren Unternehmen im
Sinne der Definition in Titel | des Anhangs der Empfehlung 2003/361/EG der Kommission befinden und
von ihnen genutzt werden.

3. Abschnitt
Aufziige und ortsfeste technische Einrichtungen

§43
Aufzige

(1) Fir den Einbau, die Inbetriebnahme, den Betrieb, die Wartung, die Priifung, die Kontrolle, den
Umbau und die Modernisierung von Aufziigen, die Bauwerke, ausgenommen gewerbliche
Betriebsanlagen, dauerhaft bedienen, finden die Bestimmungen des 1. und 2. Abschnittes der
Hebeanlagen-Betriebsverordnung 2009 (HBV 2009) sinngemaR Anwendung.

(2) Zur Gewabhrleistung der Sicherheit rechtmaRig bestehender Aufziige sind die Bestimmungen des
3. Abschnittes der Hebeanlagen-Betriebsverordnung 2009 (HBV 2009) sinngemdfR anzuwenden.
Abweichend von § 19 Abs. 2 der HBV 2009 sind Aufziige, die entsprechend den nachfolgenden Daten in
Rubrik 1 installiert (Baujahr) bzw. umgebaut worden sind, spétestens bis zu den in Rubrik 2 angegebenen
Terminen der sicherheitstechnischen Priifung zu unterziehen:

Rubrik 1 Rubrik 2

Baujahr des Aufzuges Durchfiihrung der sicherheitstechnischen Priifung:
Bis 1995 Spétestens bis 31.12. 2012

1996 bis 1999 Spétestens bis 31.12. 2013

Aufziige, die gemak ONORM B 2454:1998,
Tabelle 1, Positionen 1 bis 10 oder 13, oder gemaf
ONORM B 2454: 1994, Tabelle 1, Positionen 1 bis
10 oder 14,umgebaut wurden

(3) Den von der Landesregierung nach dem sinngemal anzuwendenden § 15 Abs. 1 HBV 2009
bestellten  Inspektionsstellen  fur  Gberwachungsbedirftige  Hebeanlagen  (Aufzugsprifer und
Inspektionsanstalten fir Hebeanlagen) sind gleichgestelit:

a) vom Landeshauptmann nach § 15 Abs. 1 HBV 2009 bestellte Inspektionsstellen flr

tiberwachungsbedurftige Hebeanlagen,

b) Aufzugsprifer, die nach § 25 HBV 2009 (Ubergangsbestimmungen fir Aufzugsprifer) in das

Verzeichnis nach § 15 Abs. 1 HBV 2009 aufgenommen wurden.

Spatestens bis 31.12. 2013
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8§44
Ortsfeste technische Einrichtungen

Ortsfeste Maschinen und sonstige ortsfeste technische Einrichtungen miissen so aufgestellt sein, dass
den Anforderungen der Sicherheit, insbesondere des Unfall- und Brandschutzes, entsprochen wird und
die Benutzer der tibrigen Teile des Geb&udes sowie die Nachbarschaft nicht durch Larm, Erschitterungen
oder Geriiche in unzumutbarem MaRe beldstigt werden.

4. Abschnitt
Inspektion von Heizungs- und Klimaanlagen

§45
Inspektion von Heizungsanlagen

(1) Heizungsanlagen mit-kesseln-und kombinierte Raumheizungs- und Liftungsanlagen mit einer
Nennwérmeleistung &ber—20t\Wvon mehr als 70 kW sind vom Verfligungsberechtigten der Anlage
regelmaRig, spatestens jedoch 45-vier Jahre nach der Inbetriebnahme oder der letztmaligen Uberpriifung
der Anlage einer Inspektion durch Fachpersonal (8 47) unterziehen zu lassen. Die regelmaRige Inspektion
hat sich auf die zugéanglichen Teile der Heizungsanlage bzw. der kombinierten Raumheizungs- und

Liftungsanlage (z.B. Wérmeerzeuger, Steuerungssystem und Umwaélzpumpe) zu beziehen. Abs. 6 bleibt
unberdihrt.

(32) Die Inspektion nach Abs. 1 hat jedenfalls zu umfassen:

a) Prifung des Wirkungsgrades des Kessels\Warmeerzeugers;;

b) Kesseldimensionierung-Prifung der Dimensionierung des Wérmeerzeugers im Verhéltnis zum
Heizbedarf des Gebadudes, gegebenenfalls unter Berilicksichtigung der Fahigkeit der
Heizungsanlage oder der kombinierten Raumheizungs- und Liftungsanlage, ihre Leistung unter
typischen oder durchschnittlichen Betriebsbedingungen zu optimieren;

¢) Brennstoffbedarf bzw. Strombedarf;;
d) Dimensionierung und Ausfiihrung eines eventuell vorhandenen Speichers;;
e) Zustand der Warmeddmmung bei dafir relevanten Bauteilen; und

f) Zustand und Einstellung der Regel- und Messeinrichtungen der Heizungsanlage bzw. der
kombinierten Raumheizungs- und Liftungsanlage.

(43) Die Prufung der Dimensionierung des Heizkessels—Wérmeerzeugers muss nicht wiederholt
werden, wenn in der Zwischenzeit an der betreffenden Heizungsanlage bzw. an der betreffenden
kombinierten Raumheizungs- und Liftungsanlage keine Anderungen vorgenommen wurden oder in
Bezug auf den Wirmebedarf des Gebiudes keine Anderungen eingetreten sind.

(54) Nach jeder Inspektion nach Abs. 1 ist ein Inspektionsbericht zu erstellen, der die Ergebnisse der
durchgefiihrten Inspektion sowie Empfehlungen fir kosteneffiziente Verbesserungen der Energieeffizienz
der kontrollierten Anlage enthélt. Der Inspektionsbericht ist dem Verfligungsberechtigten der Anlage
auszuhéandigen. Eine Ausfertigung des Inspektionsberichtes ist von der Person, die den Inspektionsbericht
erstellt hat, der Landesregierung zu Ubermitteln.

(85) Der Verfugungsberechtigte hat den Inspektionsbericht mindestens 45-vier Jahre aufzubewahren.

(6) Eine Inspektion nach Abs. 1 ist nicht erforderlich, wenn

a) die Heizungsanlage bzw. die kombinierte Raumheizungs- und Liftungsanlage ausdriicklich unter
ein vereinbartes Kriterium fiir die Gesamtenergieeffizienz bzw. eine vertragliche Abmachung mit
einem vereinbarten Niveau der Energieeffizienzverbesserung (Energieleistungsvertrag) fallt oder
wenn_sie_von einem_Versorgungsunternehmen oder einem Netzbetreiber betrieben wird und
demnach systemseitigen MaRnahmen zur Uberwachung der Effizienz unterliegt; dabei miissen
die Gesamtauswirkungen eines solchen Ansatzes denen, die bei einer Inspektion nach Abs. 1
entstehen, gleichwertig sein;

b) das Gebdude die Kriterien nach dem 8§ 41c Abs. 4 erfiillt; oder

c¢) die Heizungsanlage oder die kombinierte Raumheizungs- und Liftungsanlage ausgeristet ist mit
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1. einer kontinuierlichen elektronischen Uberwachungsfunktion, welche die Effizienz des
Systems misst und den Eigentimer oder Verwalter des Gebaudes dartiber informiert, wenn die
Effizienz erheblich nachgelassen hat und eine Wartung des Systems erforderlich ist, und

2. wirksamen Steuerungsfunktionen zur Gewahrleistung der optimalen Erzeugung, Verteilung,
Speicherung und Nutzung der Energie.

8 46
Inspektion von Klimaanlagen

(1) Klimaanlagen und komblnlerte Kllma- und Luftunqsanlaqen mit elner Nennkuhllelstung von
mehr als £2-70 kW

Kalteanlagen-maligeblich-ist, smd vom Verfugungsberechtlgten er Anlage regelmamg spatestens jedoch
drei-vier Jahre nach der Inbetriebnahme oder der letztmaligen Uberpriifung der Anlage einer Inspektion
durch Fachpersonal (§ 47) unterziehen zu lassen. Die regelméfige Inspektion hat sich auf die
zugénglichen Teile der Klimaanlage bzw. der kombinierten Klima- und Liftungsanlage

(z.B. Regeleinrichtungen, Kélteanlage und Wéarmetauscher) zu beziehen._Abs. 6 bleibt unberthrt.

(2) Die Inspektion nach Abs. 1 hat jedenfalls zu umfassen:
a) Funktionspriifung und Einstellung der verschiedenen Regeleinrichtungen;;
b) Kontrolle der Kélteanlage auf Undichtheit;;

¢) Prifung des ordnungsgeméaRen Funktionierens der Anlage, insbesondere durch Uberpriifung der
Kaélteverdichter, Wirksamkeit der Warmeabfihrung und der Warmetauscher, Kontrolle der
Luftleitungen und Lufteinldsse;;

d) Uberpriifung der erforderlichen Kaltemittelfiillmenge; und

e) Beurteilung des Wirkungsgrades der Anlage und Anlagendimensionierung im Verhaltnis zum
Kihlbedarf des Gebaudes, gegebenenfalls unter Beriicksichtigung der Fahigkeit der Klimaanlage
oder der kombinierten Klima- und Luftungsanlage, ihre Leistung unter typischen oder
durchschnittlichen Betriebsbedingungen zu optimieren.

(3) Die Prufung der Anlagendimensionierung—Dimensionierung der Klimaanlage bzw. an der
kombinierten Klima- und Liftungsanlage muss nicht wiederholt werden, wenn in der Zwischenzeit an der

betreffenden Anlage keine Anderungen vorgenommen wurden oder in Bezug auf den Kihlbedarf des
Gebaudes keine Anderungen eingetreten sind.

(4) Nach jeder Inspektion nach Abs. 1 ist ein Inspektionsbericht zu erstellen, der die Ergebnisse der
durchgefihrten Inspektion sowie Empfehlungen fir kosteneffiziente Verbesserungen der Energieeffizienz
der kontrollierten Anlage enthélt. Der Inspektionsbericht ist dem Verfligungsberechtigten der Anlage
auszuhéandigen. Eine Ausfertigung des Inspektionsberichtes ist von der Person, die den Inspektionsbericht
erstellt hat, der Landesregierung zu Ubermitteln.

(5) Der Verfligungsberechtigte hat den Inspektionsbericht mindestens 3-vier Jahre aufzubewahren.

(6) Eine Inspektion nach Abs. 1 ist nicht erforderlich, wenn

a) die Klimaanlage bzw. die kombinierte Klima- und Liftungsanlage ausdriicklich unter ein
vereinbartes Kriterium fir die Gesamtenergieeffizienz bzw. eine vertragliche Abmachung mit
einem vereinbarten Niveau der Energieeffizienzverbesserung (Energieleistungsvertraq) fallt oder
wenn_sie_von einem_Versorgungsunternehmen oder einem Netzbetreiber betrieben wird und
demnach systemseitigen MaRnahmen zur Uberwachung der Effizienz unterliegt; dabei miissen
die Gesamtauswirkungen eines solchen Ansatzes denen, die bei einer Inspektion nach Abs. 1
entstehen, gleichwertig sein;

b) das Gebdude die Kriterien nach dem 8§ 41c Abs. 4 erfiillt; oder

c) die Klimaanlage bzw. kombinierte Klima- und Liftungsanlage ausgeriistet ist mit

1. einer kontinuierlichen elektronischen Uberwachungsfunktion, welche die Effizienz des
Systems misst und den Eigentimer oder Verwalter des Gebaudes dartiber informiert, wenn die
Effizienz erheblich nachgelassen hat und eine Wartung des Systems erforderlich ist, und

2. wirksamen Steuerungsfunktionen zur Gewahrleistung der optimalen Erzeugung, Verteilung,
Speicherung und Nutzung der Energie.
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8§47
Fachpersonal

(1) Personen, die eine Inspektion nach den 88 45 oder 46 durchfiihren, missen qualifiziert und
unabhangig sein.

(2) Als qualifiziert im Sinne des Abs. 1 gelten Personen, die nach den bundesrechtlichen
Vorschriften oder den Vorschriften anderer Lander zu solchen Inspektionen befugt sind.

(3) Die Landesregierung hat eine Liste der qualifizierten Personen (Abs. 2), die Inspektionen
durchfiihren, der Offentlichkeit auf geeignete Weise (z.B. im Internet auf der Homepage des Landes
Vorarlberg) zur Verfligung zu stellen. Diese Liste ist regelmé&Rig zu aktualisieren.

[...]

7. Abschnitt*)
Schlussbestimmungen

) § 50%)
Ubergangsbestimmung

(1) In den vor dem 1. Janner 2013 eingeleiteten Baubewilligungs- und Anzeigeverfahren sind die bis
dahin geltenden Bestimmungen der Bautechnikverordnung weiter anzuwenden.

(2) Fur Planabweichungen zu Bauvorhaben nach Abs. 1, die fir sich genommen frei sind und
allfalligen Auflagen und Bedingungen der Baubewilligung nicht widersprechen, gelten die vor dem 1.
Janner 2013 geltenden Bestimmungen der Bautechnikverordnung.

(3) In den vor Inkrafttreten der Verordnung uber eine Anderung der Bautechnikverordnung,
LGBI.Nr. 29/2015, eingeleiteten Baubewilligungs- und Anzeigeverfahren sind die bis dahin geltenden
Bestimmungen der Bautechnikverordnung weiter anzuwenden.

(4) In den vor Inkrafttreten der Verordnung uber eine Anderung der Bautechnikverordnung,
LGBI.Nr. 93/2016, eingeleiteten Baubewilligungs- und Bauanzeigeverfahren sind die bis dahin geltenden
Bestimmungen der Bautechnikverordnung weiter anzuwenden.

(5) Die Anforderungen nach § 26a in der Fassung LGBI.Nr. 93/2016 gelten fiir Bauvorhaben, fiir die
das Baubewilligungs- oder Anzeigeverfahren nach dem 31. Dezember 2016 eingeleitet wird oder, im
Falle von freien Bauvorhaben, die nach dem 31. Dezember 2016 ausgefiihrt werden.

(6) In den vor Inkrafttreten der Verordnung {ber eine Anderung der Bautechnikverordnung,
LGBI.Nr. XX/2020, eingeleiteten Baubewilligungs- und Anzeigeverfahren sind die bis dahin geltenden
Bestimmungen der Bautechnikverordnung weiter anzuwenden; dies gilt auch im Falle von freien
Bauvorhaben, mit denen bereits vor dem Inkrafttreten der Novelle LGBI.Nr. XX/2020 mit der
Ausfihrung begonnen wurde.

Seite 10 von 10



	6. Unterabschnitt Energieeinsparung und Wärmeschutz, Elektromobilität
	§ 40a Allgemeine Anforderungen
	3. Abschnitt Aufzüge und ortsfeste technische Einrichtungen
	4. Abschnitt Inspektion von Heizungs- und Klimaanlagen
	7. Abschnitt*) Schlussbestimmungen

